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Betroffenenbeirat im Austausch mit UBSKM und 
Deutscher Bischofskonferenz 

Gemeinsame Erklärung und VBG-Fragen im Fokus 

 

 

Am 23. Juni 2026 nahm der Betroffenenbeirat in Berlin zwei wichtige Gesprächstermine 
wahr. Zum einen fand ein Austausch mit Kerstin Claus, der Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM), statt. Zum anderen traf sich der Betroffe-
nenbeirat mit Vertretern der bischöflichen Fachgruppe der Deutschen Bischofskonferenz. 

 

Zukunft der Gemeinsamen Erklärung 

Sowohl im Gespräch mit Kerstin Claus als auch im Austausch mit den Vertretern der bischöf-
lichen Fachgruppe der Deutschen Bischofskonferenz stand die Zukunft der Gemeinsamen 
Erklärung von 2020 im Mittelpunkt. Die in der Gemeinsamen Erklärung vorgesehenen Auf-
arbeitungsprozesse wurden auf einen Zeitraum von sechs Jahren angelegt und erreichen 
nun absehbar ihr Ende. Damit stellt sich die Frage, wie die begonnenen Prozesse künftig 
fortgeführt und welche Regelungen für eine Übergangszeit geschaffen werden können. Die 
Gemeinsame Erklärung selbst bleibt hiervon unberührt und besteht weiterhin fort.  

Der Betroffenenbeirat hat in beiden Gesprächen deutlich gemacht, dass die mit der Gemein-
samen Erklärung erreichten Standards in den Bereichen Aufarbeitung, Transparenz und Be-
troffenenbeteiligung auch nach Abschluss der bisherigen Umsetzungsphase erhalten bleiben 
müssen. Deshalb wurde für eine verlässliche Übergangsregelung geworben, die den Fortbe-
stand der bestehenden Standards sicherstellt. 

Der Beirat wies zudem darauf hin, dass bereits heute Unsicherheiten in den Diözesen beste-
hen. Einzelne Entwicklungen lassen befürchten, dass Standards der Betroffenenbeteiligung 
nicht mehr überall in vollem Umfang umgesetzt werden. Als Beispiel wurde das Bistum 
Passau genannt, das die bisherige Form der Betroffenenbeteiligung verändert und in eine 
Stabsstellenstruktur integriert hat. Der Betroffenenbeirat sieht darin keinen gleichwertigen 
Ersatz für eine unabhängige Betroffenenvertretung. 

Die Vertreter der bischöflichen Fachgruppe bestätigten, dass auch aus ihrer Sicht die mit der 
Gemeinsamen Erklärung eingeführten Standards erhalten bleiben müssen. Gleichzeitig wurde 
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darauf hingewiesen, dass die Umsetzung der Vereinbarung in den einzelnen Diözesen zeitlich 
sehr unterschiedlich verlaufen ist. Während einige Bistümer ihre Umsetzungsprozesse bereits 
abgeschlossen haben oder kurz vor dem Abschluss stehen, werden andere noch mehrere Jahre 
mit der Umsetzung beschäftigt sein. Daraus ergibt sich eine komplexe und uneinheitliche Aus-
gangslage. 

Der Betroffenenbeirat hat die Deutsche Bischofskonferenz deshalb gebeten, gegenüber den 
Bistümern und der Öffentlichkeit zeitnah zu erläutern, wie die Situation nach Abschluss der 
bisherigen Umsetzungsphase gestaltet werden soll. Eine solche Klarstellung würde sowohl 
Betroffenen als auch den Verantwortlichen in den kirchlichen Strukturen wichtige Orientie-
rung und Planungssicherheit geben. 

Zudem hat der Betroffenenbeirat eine umfassende Beteiligung Betroffener an der Entwick-
lung möglicher Nachfolgeregelungen eingefordert. Die Deutsche Bischofskonferenz hat eine 
Beteiligung des Betroffenenbeirats zugesagt. Wie dieser Beteiligungsprozess konkret ausge-
staltet wird, ist bislang noch offen und wird in weiteren Gesprächen zu klären sein. 

 

VBG und sozialrechtliche Fragen 

Ein weiterer Schwerpunkt beider Gespräche war die Anerkennung von Missbrauchstaten als 
Versicherungsfälle bei der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) und die Frage mögli-
cher Ansprüche Betroffener. 

Hintergrund ist, dass die katholischen Bistümer erst ab 2021 damit begonnen haben, Miss-
brauchstaten systematisch an die VBG zu melden. Die Deutsche Bischofskonferenz vertritt 
die Auffassung, erst durch die öffentliche Aufforderung der VBG von der entsprechenden 
Meldepflicht erfahren zu haben. Zwar waren Vertreter der Deutschen Bischofskonferenz be-
reits am Runden Tisch sexueller Kindesmissbrauch im Jahr 2011 beteiligt, nach Angaben der 
Bischofskonferenz finden sich in den vorhandenen Unterlagen jedoch keine Hinweise da-
rauf, dass damals auf eine entsprechende Meldepflicht hingewiesen wurde. 

Für viele Betroffene hat die späte Meldung erhebliche Folgen. Da Leistungen der VBG grund-
sätzlich nur begrenzt rückwirkend erbracht werden, können erhebliche Ansprüche auf Ver-
sicherungs- und Rentenleistungen verloren gegangen sein. 

Zwischen der Deutschen Bischofskonferenz und dem Betroffenenbeirat bestehen unterschied-
liche Auffassungen hinsichtlich der Verantwortung der Bistümer für die Folgen verspäteter Mel-
dungen. Während die Deutsche Bischofskonferenz keine Verpflichtung zu Ausgleichs- oder 
Schadensersatzleistungen sieht, vertritt der Betroffenenbeirat die Auffassung, dass die Frage ei-
ner Verantwortung der kirchlichen Rechtsträger rechtlich weiter zu prüfen ist. 
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Derzeit sind entsprechende Verfahren vor Sozialgerichten anhängig. Von den zu erwarten-
den gerichtlichen Entscheidungen wird abhängen, wie die bestehenden Rechtsfragen künf-
tig bewertet werden. Die Urteile dürften damit maßgeblichen Einfluss auf die weitere recht-
liche Einordnung der Ansprüche Betroffener und die zukünftige Praxis im Umgang mit die-
sen Fällen haben. 

 

Vernetzung von Betroffenenvertretungen, Zusammenarbeit 
mit der UBSKM und politische Zusammenarbeit 

Im Austausch mit Kerstin Claus wurde deutlich, wie wichtig die Rückmeldungen von Be-
troffenenvertretungen für die Arbeit der UBSKM sind. Die Erfahrungen und Hinweise aus 
den Beiräten tragen dazu bei, ein umfassenderes Bild über Missbrauchstaten, Aufarbeitungs-
erfahrungen und bestehende Herausforderungen zu gewinnen. 

Vor diesem Hintergrund wurde eine engere Zusammenarbeit zwischen dem Betroffenenbei-
rat und der UBSKM vereinbart. Der Betroffenenbeirat wird künftig verstärkt auf die diöze-
sanen Betroffenenbeiräte zugehen. Fälle, Fragestellungen und Erfahrungen aus der prakti-
schen Arbeit sollen systematischer gesammelt, ausgewertet und gebündelt an die UBSKM 
weitergegeben werden. Ziel ist es, die Perspektiven Betroffener noch stärker in bundesweite 
Prozesse der Aufarbeitung und politischen Interessenvertretung einzubringen. 

In diesem Zusammenhang regt der Beirat eine personelle Stärkung der UBSKM an. Aus sei-
ner Sicht reicht die derzeitige personelle Ausstattung angesichts der Vielzahl und Komplexi-
tät der Aufgaben nicht aus. 

Darüber hinaus bestand Einigkeit darüber, dass die Anliegen Betroffener künftig noch stär-
ker in politische Entscheidungsprozesse eingebracht werden müssen. Geprüft werden soll 
unter anderem die Möglichkeit eines Austauschs mit kirchenpolitischen Sprecherinnen und 
Sprechern der Bundestagsfraktionen. Ziel ist es, die Perspektiven Betroffener stärker im po-
litischen Raum sichtbar zu machen und notwendige Verbesserungen in Aufarbeitung, Aner-
kennung und Beteiligung voranzubringen. 

 

Weiterentwicklung der Betroffenenbeteiligung 

Im Gespräch mit den Vertretern der bischöflichen Fachgruppe wurde außerdem die struk-
turelle Ausgestaltung der Betroffenenbeteiligung innerhalb der katholischen Kirche disku-
tiert. 
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Der Betroffenenbeirat machte deutlich, dass die Strukturen der diözesanen Beiräte derzeit 
sehr unterschiedlich ausgestaltet sind. Aufgaben, Zuständigkeiten, Wahlverfahren und Be-
teiligungsmöglichkeiten variieren teilweise erheblich. Dadurch werden Vergleichbarkeit, 
Zusammenarbeit und Vernetzung erschwert. 

Hinzu kommt, dass bislang nicht eindeutig geregelt ist, welche Themen auf Ebene der Diöze-
sen und welche Themen auf Ebene des Betroffenenbeirats bei der Deutschen Bischofskonfe-
renz bearbeitet werden sollen. Auch die Vernetzung zwischen den einzelnen Beiräten ver-
läuft sehr unterschiedlich. 

Der Betroffenenbeirat sprach sich deshalb für stärkere strukturelle Vorgaben aus. Einheitli-
chere Standards bei Aufgaben, Zuständigkeiten, Wahlverfahren und Vernetzungsstrukturen 
könnten die Zusammenarbeit verbessern, die Vergleichbarkeit erhöhen und zugleich die 
Grundlage für spätere Evaluationen stärken. Auch mit Blick auf die Arbeit des Sachverstän-
digenrates würden vergleichbarere Strukturen die Bewertung und Weiterentwicklung der 
Betroffenenbeteiligung erleichtern. 

Die Vertreter der bischöflichen Fachgruppe signalisierten, diese Fragestellungen in ihre wei-
teren Beratungen einzubeziehen. 

 


